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Der Antrag auf GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtschutzes wird abgelehnt.

Von den Kosten des Rechtsstreits tragen der Antragsteller drei Viertel und
der Antragsgegner ein Viertel. 

Der Streitwert wird fÃ¼r das Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes
endgÃ¼ltig auf 7.513,84 â�¬ festgesetzt.

Â 

GrÃ¼nde

I.

Der Antragsteller begehrt die FortfÃ¼hrung der Eingliederungshilfe als
Leistungserbringer.

Er organisierte als freier TrÃ¤ger die Unterbringung, Versorgung und Erziehung
besonders entwicklungsbeeintrÃ¤chtigter Kinder in Pflegefamilien. Seit dem 23. Juli
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2015 betreut er das am B. 2014 geborene C. in der Pflegefamilie D. in A-Stadt. C.
wurde am 29. August 2014 in der Kinderklinik Siegen von ihrer leiblichen Mutter
allein zurÃ¼ckgelassen. Nach spÃ¤teren medizinischen Ermittlungen bestehen bei
ihr eine kombinierte EntwicklungsstÃ¶rung in allen Bereichen, eine beinbetonte
spastische Cerebralparese, ein posthÃ¤morrhagischer Hydrocephalus, der mit
einem Shunt versorgt ist, sowie Dystrophie und Kleinwuchs.

FÃ¼r sie bestand zunÃ¤chst eine Vormundschaft beim Jugendamt der Stadt M. Zum
1. Januar 2015 Ã¼bernahm das Jugendamt der Stadt F. den Fall und bewilligte Hilfe
zur Erziehung nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII). Mit Schreiben
vom 18. November 2015 beantragte die Stadt F. beim Antragsgegner
Kostenerstattung als Eingliederungshilfefall. Dieser erkannte mit Bescheid vom 10.
August 2016 die Kostenerstattung fÃ¼r die Zeit bis zum 22. Juli 2015 dem Grunde
nach an.

Zum 23. Juli 2015 wechselte C. aus der bisherigen stationÃ¤ren Einrichtung in die
Pflegefamilie D., die als Freie Pflegefamilie unter der TrÃ¤gerschaft des
Antragstellers tÃ¤tig wurde. Die Pflegeeltern wurden mit Beschluss des
Amtsgerichts OsnabrÃ¼ck vom 18. Juli 2016 zu VormÃ¼ndern bestellt. Mit Bescheid
vom 23. Juli 2015 bewilligte die Stadt F. insofern Hilfe zur Erziehung. Die Leistungen
umfassten die Kosten der Erziehung in HÃ¶he von 888,10 â�¬, materielle
Aufwendungen in HÃ¶he von 500 â�¬ und TrÃ¤geraufwendungen in HÃ¶he von
1.185,20 â�¬.

Mit Bescheid vom 19. April 2017 bewilligte die Stadt E. die Ã�bernahme der Kosten
zum Besuch eines heilpÃ¤dagogischen Kindergartens als Leistung der
Eingliederungshilfe. Ab dem 1. MÃ¤rz 2018 Ã¼bernahm sie mit Bescheid vom 20.
Februar 2018 auch die Kosten der Unterbringung in der Pflegefamilie als Leistung
der Eingliederungshilfe. Diese beliefen sich auf 949,70 â�¬ Kosten der Erziehung,
531 â�¬ materielle Aufwendungen und 1.479,25 â�¬ TrÃ¤geraufwendungen;
Kindergeld wurde anteilig in HÃ¶he von 97 â�¬ zum Abzug gebracht. Ab Januar
2018 bewilligte die Stadt E. fÃ¼r den Besuch des Waldorfkindergartens zusÃ¤tzlich
eine nicht-fachliche Integrationsassistentin mit einem Stundenumfang von bis zu 25
Stunden pro Woche und einem VergÃ¼tungssatz in HÃ¶he von 22,07 â�¬ pro
Stunde. Einen weiteren Antrag auf sozialpÃ¤dagogische Familienhilfe vom 3. Mai
2019 zog der Antragsteller per E-Mail vom 20. August 2019 zurÃ¼ck.

Aufgrund einer GesetzesÃ¤nderung gab die Stadt E. den Fall zum 1. Januar 2020 an
den Antragsgegner ab. Dieser bewilligte dem Pflegekind C. mit Bescheid vom 9.
Dezember 2019 Leistungen der Eingliederungshilfe zur Betreuung in einer
Pflegefamilie ab dem 1. Januar 2020 in HÃ¶he von 2.959,95 â�¬ monatlich, die
Ã¼ber den Antragsteller als Leistungserbringer abgerechnet werden sollten.
Gleichzeitig hob der Antragsgegner den Bescheid der Stadt E. vom 20. Februar
2018 mit Wirkung zum 1. Januar 2020 auf. Den an C., vertreten durch ihre
Pflegeeltern gerichteten Bescheid vom 9. Dezember 2019 Ã¼bersandte der
Antragsgegner dem Antragsteller am gleichen Tage zur Kenntnis. Mit Bescheid vom
16. MÃ¤rz 2020 Ã¼bernahm der Antragsgegner zusÃ¤tzlich die Kosten fÃ¼r den
Besuch des Waldorfkindergartens als Leistung der Eingliederungshilfe. Per Mail vom
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9. November 2020 erkundigte sich der Antragsteller nach den Voraussetzungen
einer Antragstellung fÃ¼r einen schulbezogenen Integrationshelfer.

Nachdem der Antragsgegner zunÃ¤chst aus GrÃ¼nden der KontinuitÃ¤t den
Umfang der Leistungsbewilligung des vorherigen TrÃ¤gers Ã¼bernommen hatte,
bemÃ¼hte er sich nunmehr um den Abschluss einer Individualvereinbarung mit
dem Antragsteller und holte in diesem Zusammenhang auch Informationen beim
Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen JugendhilfetrÃ¤ger ein. Der Landkreis H. organisiert die
Vollzeitpflege nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch in eigener Regie; die
PflegesÃ¤tze orientieren sich dabei an den vom Landesministerium vorgegebenen
BetrÃ¤gen. Allein die Kosten der Fachbetreuung werden verhandelt. Mit Schreiben
vom 14. Dezember 2020 teilte der Antragsgegner dem Antragsteller mit, dass
derzeit maÃ�gebliche Unterlagen und Nachweise zur abschlieÃ�enden PrÃ¼fung
der Geeignetheit des TrÃ¤gers fehlten. Der Abschluss einer Individualvereinbarung
sei daher gegenwÃ¤rtig nicht mÃ¶glich. Mit Schreiben vom gleichen Datum
informierte der Antragsgegner die Pflegeeltern von C..

Telefonisch vereinbarte der Antragsgegner am 13. Januar 2021 mit den
Pflegeeltern, dass sie ab 1. Februar 2021 die Pflege des Kindes C. ohne den
Antragsteller erbringen. DafÃ¼r sagte der Antragsgegner 552 â�¬ materielle
Aufwendungen der Altersstufe 1, 878 â�¬ entsprechend dem 3,35-fachen
Erziehungsbetrag und 515 â�¬ pauschaler Entlastungsbetrag zu. Mit Bescheid vom
26. Januar 2021 stellt der Antragsgegner gegenÃ¼ber den Pflegeeltern die
Leistungen Ã¼ber den Antragsgegner zu Ende Januar 2021 ein und bewilligte den
Pflegeeltern unmittelbar die vorab vereinbarten Leistungen. GegenÃ¼ber dem
Antragsteller stellte der Antragsgegner mit einem weiteren Bescheid vom sechsten
20 im Januar 2021 die Leistungen ein, da dieser bislang keine Leistung- und
VergÃ¼tungsvereinbarung vorgelegt habe und die Eignung des TrÃ¤gers
zweifelhaft sei.

Der Antragsteller erhob daraufhin am 28. Januar 2021 Klage beim
Verwaltungsgericht OsnabrÃ¼ck und suchte gleichzeitig um einstweiligen
Rechtsschutz nach. Am 4. Februar 2021 erhob der Antragsteller beim
Antragsgegner Widerspruch.

Mit BeschlÃ¼ssen vom 25. Februar 2021 verwies das Verwaltungsgericht die Klage
und das Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes an das Sozialgericht
OsnabrÃ¼ck. Das Klageverfahren ist dort unter dem Aktenzeichen S 4 SO 39/21
weiter anhÃ¤ngig.

Auf Hinweis des Gerichts stellte der Antragssteller klar, dass bis einschlieÃ�lich
Januar 2021 nunmehr nur noch ein Betrag von 3.726,46 â�¬ offen sei. Im Ã�brigen
hÃ¤lt er daran fest, dass er sich als Leistungserbringer gegen den Entzug der
Leistungserbringerposition wehren kÃ¶nnen mÃ¼sse. Das folge aus Â§ 123 Abs. 6
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) in der nunmehr geÃ¤nderten
Fassung.

Auf weiteren Hinweis des Gerichts hat der Antragsgegner mit Schriftsatz vom 31.
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Mai 2021 eingerÃ¤umt, dass der Antragsgegner bis einschlieÃ�lich Januar 2021 den
Betrag von 3.675,46 â�¬ zu wenig erhalten habe, und die unverzÃ¼gliche
Auszahlung zugesagt. Der Antragsteller hat daraufhin mit Schriftsatz vom 2. Juni
2021 das Verfahren insoweit fÃ¼r erledigt erklÃ¤rt.

Er beantragt nach seinem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen nunmehr nur noch,

ihm einstweiligen Rechtsschutz gegen die mit Schreiben des Antragsgegners vom
26. Januar 2021 mitgeteilte Leistungseinstellung zu bewilligen.

Der Antragsgegner beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  den Antrag zurÃ¼ckzuweisen.

Ein Anspruch des Antragstellers nach Â§ 123 Abs. 6 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB IX) bestehe mit dem Ã�nderungsbescheid vom 26. Januar
2021 nicht mehr.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakten und die vorgelegten VerwaltungsvorgÃ¤nge des Antragsgegners
verwiesen. Diese sind Gegenstand der Entscheidungsfindung der Kammer gewesen.

Â 

II.

Der zulÃ¤ssige Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ist jedenfalls unbegrÃ¼ndet.

1. Der Antrag des Antragstellers ist zunÃ¤chst nicht als Antrag auf Anordnung der
aufschiebenden Wirkung nach Â§ 86 b Abs. 1 Nr. 2 SGG statthaft. Denn das
Schreiben vom 26. Januar 2021 an den Antragsteller stellt sich nicht als Bescheid
dar, sondern als Mitteilung vom Bescheid gegenÃ¼ber den Pflegeeltern vom
gleichen Tage.

Dem Bescheid an die Pflegeeltern kommt im Hinblick auf den Antragsteller auch
keine drittschÃ¼tzende Wirkung zu. Eine drittschÃ¼tzende Wirkung im Sinne der so
genannten Schutznormtheorie ist immer dann gegeben, wenn die in Rede stehende
Norm (1.) zwingend ist, wenn sie (2.) ausschlieÃ�lich oder zumindest neben dem
Ã¶ffentlichen Interesse auch Individualinteressen zu dienen bestimmt ist und
schlieÃ�lich (3.) die Rechtsmacht verleiht, das Individualinteresse gegenÃ¼ber der
Verwaltung durchzusetzen (Eyermann/Happ, 15. Aufl. 2019, VwGO Â§ 42 Rn. 89
m.w.N.). Das ist fÃ¼r Â§ 123 Abs. 5 SGB IX nach Auffassung der Kammer im
vorliegenden Fall nicht gegeben. Nach Â§ 123 Abs. 6 SGB IX hat der
Leistungserbringer gegen den TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe einen Anspruch auf
VergÃ¼tung der gegenÃ¼ber dem Leistungsberechtigten erbrachten Leistungen
der Eingliederungshilfe. Die Vorschrift schÃ¼tzt nach der von der Kammer
vorgenommenen Auslegung den Leistungserbringer nur, wenn und soweit
Eingliederungshilfeleistungen erbracht werden; das ist fÃ¼r die Zeit ab Februar
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2021 fÃ¼r den Antragsteller nicht mehr der Fall, da die
Eingliederungshilfeleistungen ab diesem Zeitpunkt von der Pflegefamilie D. erbracht
werden. Die Vorschrift schÃ¼tzt auch nicht die bloÃ�en Erwerbsaussichten des
Leistungserbringers, d.i. sein Interesse, in die Leistungserbringung eingeschaltet zu
bleiben.

EinzurÃ¤umen ist allerdings, dass diese Auslegung umstritten (vgl. dazu
Greiser/Susnjar, SGb 2020, 211/215 ff. m.w.N.) und im vorliegenden Verfahren auch
streitig ist. Soweit eine drittschÃ¼tzende Komponente der Vorschrift angenommen
wÃ¼rde, fehlt es indes immer noch an einem Verwaltungsakt gegenÃ¼ber dem
Antragsteller. Nur beim Vorliegen eines Verwaltungsakts wÃ¤re die aufschiebende
Wirkung des Widerspruchs festzustellen gewesen, da der Antragsgegner keinen
Sofortvollzug angeordnet hat.

FÃ¼r das Fehlen eines Verwaltungsakts spricht die sog. Kehrseitentheorie. Denn
der ursprÃ¼nglich bewilligende Bescheid des Antragsgegners vom 9. Dezember
2019 ist ebenfalls nur an das Kind C., vertreten durch seine Pflegeeltern ergangen;
auch insoweit hat der Antragsteller nur eine Mitteilung Ã¼ber die Bewilligung
erhalten. Die in diesem Bescheid vom 9. Dezember 2019 enthaltene Aufhebung der
vorangegangenen Bewilligung der Stadt E. vom 20. Februar 2018 â�� dieser
Bescheid war noch an den Antragsteller gegangen â�� ist mittlerweile
bestandskrÃ¤ftig geworden, da der Antragsteller davon ebenfalls zeitnah nach dem
9. Dezember 2019 Kenntnis erlangt hat, wie sich aus der Ã�bersendung der
entsprechenden Abrechnungen ergibt, und die Aufhebung nicht angefochten hat.

Ã�berdies stellt sich die VergÃ¼tungspflicht gegenÃ¼ber dem Antragsteller auch
als bloÃ�er Reflex aus der KostenÃ¼bernahme gegenÃ¼ber der
Leistungsberechtigten dar; eine eigenstÃ¤ndige Regelung ist insoweit nicht
enthalten.

2. Da mithin ein Verwaltungsakt nicht vorliegt und der Antrag nicht nach Â§ 86 b
Abs. 1 Nr. 2 SGG statthaft ist, hat das Gericht gleichwohl nach Â§ 86 b SGG zu
prÃ¼fen, ob im Hinblick auf das Begehren des Antragstellers, die bisherigen
Leistungen an ihn vorlÃ¤ufig weiterzuzahlen, einstweiliger Rechtsschutz zu
gewÃ¤hren ist. Nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das
Gericht der Hauptsache auf Antrag eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn
eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint
(Regelungsanordnung). Voraussetzung fÃ¼r den Erlass einer Regelungsanordnung
ist stets, dass sowohl ein Anordnungsgrund (d. h. die EilbedÃ¼rftigkeit der
Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile) als auch ein Anordnungsanspruch
(d. h. die hinreichende Wahrscheinlichkeit eines in der Sache gegebenen
materiellen Leistungsanspruchs) glaubhaft gemacht werden (vgl. Â§ 86 b Abs. 2
Satz 4 SGG i. V. m. Â§ 920 Abs. 2 Zivilprozessordnung (ZPO)).

Insoweit fehlt es zumindest an der EilbedÃ¼rftigkeit, da die Versorgung des Kindes
C. im Rahmen der Eingliederungshilfe sichergestellt ist und der Antragsteller nicht
nachgewiesen hat, dass er durch die fehlende VergÃ¼tung seiner Leistungen in
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Existenznot gerÃ¤t, so dass es ihm nicht zumutbar ist, das Ergebnis des
Hauptsacheverfahrens S 4 SO 39/21 abzuwarten. Er hat darÃ¼ber hinaus auch
nicht glaubhaft gemacht, weiter die Leistungen an die Pflegeltern des Kindes C. zu
erbringen, die als â��TrÃ¤gerleistungenâ�� abgerechnet werden kÃ¶nnten.

3. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197 a SGG i.V. m. Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung. Weder der Antragsteller noch der Antragsgegner
gehÃ¶ren zu den nach Â§ 183 SGG kostenprivilegierten Beteiligten. FÃ¼r das
VerhÃ¤ltnis von Obsiegen und Unterliegen ist zu berÃ¼cksichtigen, dass der
Antragsgegner erst in laufenden Verfahren und auf Nachfrage des Gerichts ein
Teilanerkenntnis hinsichtlich der Zahlung der rÃ¼ckstÃ¤ndigen VergÃ¼tung
abgegeben hat.

Â 

III.

Die Streitwertfestsetzung folgt aus Â§ 52 Abs. 1 bis 3 Gerichtskostengesetz. DafÃ¼r
berÃ¼cksichtigt das Gericht die ursprÃ¼nglich vom Antragsteller geltend gemachte
Forderung in HÃ¶he von 13.421,24 â�¬ nicht in voller HÃ¶he, sondern nur in HÃ¶he
von 10.027,68 â�¬ betreffend die Monate November 2020 bis Januar 2021. FÃ¼r
die Zeit ab Februar 2021 setzt das Gericht den Regelstreitwert von 5.000 â�¬ an.
Der so ermittelte Betrag von 15.027,68 â�¬ wird in AusÃ¼bung des eingerÃ¤umten
Ermessens aufgrund des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens nur zur HÃ¤lfte zur
Anrechnung gebracht.

Erstellt am: 10.02.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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